
 
 

 

Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 

Bern, 26.06.2024 

Adressat/in: 
Regierung des Fürstentums Liechtenstein 
die Kantonsregierungen 

Verordnung über die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritätsmassnahmen 
zur Gewährleistung der Gasversorgung 

Sehr geehrter Herr Regierungschef 
Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Regierungsmitglieder 

Der Bundesrat hat am 26. Juni 2024 das WBF beauftragt, beim Fürstentum Liechten-
stein, bei den Kantonen, den politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dach-
verbänden der Gemeinden, Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen 
Dachverbänden der Wirtschaft und den interessierten Kreisen zu einer Verordnung 
über die Vorbereitung und Umsetzung der Solidaritätsmassnahmen zur Gewährleis-
tung der Gasversorgung ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. 

Am 19. März 2024 hat der Vorsteher des UVEK im Auftrag des Bundesrats ein Ab-
kommen über Solidaritätsmassnahmen zur Gewährleistung der sicheren Gasversor-
gung zwischen der Schweiz, Deutschland und Italien unterzeichnet. Das Abkommen 
über Solidaritätsmassnahmen zur Gewährleistung der sicheren Gasversorgung zwi-
schen Deutschland, Italien und der Schweiz ermöglicht es der Schweiz, in einer 
schweren Mangellage, nach Ergreifung sämtlicher im Inland möglichen Massnahmen 
bei den beiden anderen Vertragsstaaten um Solidarität zur Versorgung der geschütz-
ten Kundinnen und Kunden zu ersuchen. Im Gegenzug kann auch die Schweiz im 
Notfall um Solidarität angefragt werden. Die drei Staaten garantieren zudem, bei Um-
setzung der Solidaritätsmassnahmen die bestehenden Transportkapazitäten in ihren 
Netzen nicht einzuschränken.  

Die innerstaatliche Umsetzung des Solidaritätsabkommens soll mittels des vorliegen-
den Verordnungsentwurfs erfolgen. Der Verordnungsentwurf stützt sich auf das Lan-
desversorgungsgesetz (LVG; SR 531) und sieht vor, die öffentliche Aufgabe der ope-
rativen Umsetzung des Abkommens gestützt auf 60 Absatz 1 Buchstabe c LVG an 
die Swissgas, Schweizerische Aktiengesellschaft für Erdgas zu übertragen. 

Die Vernehmlassung dauert bis zum 17. Oktober 2024. 

Wir laden Sie ein, zu dem Entwurf der Verordnung und zu den Ausführungen im er-
läuternden Bericht Stellung zu nehmen. 
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